
1. dass das Abstellen auf den Zwei-Generationenvertrag

zwischen Erwerbstätigen und Rentenbezieher_innen in der
Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) die Lebensleistung
von Eltern, insbesondere von Müttern, ignoriert und zu

einer eklatanten Benachteiligungvon Frauen mit Kindern in
der GRV führt;

z. dass die Verbeitragung des Kinderexistenzminimums in
der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung eine
wesentliche Ursache für das seit Jahren anhaltend hohe
Niveau an Kinderarmut in Deutschland ist.

Am Ende der Stellungnahme erfolgt eine Zusammenfassung
der gemeinsamen Position des Familienbundes der Katholi-
ken und des Deutschen Familienverbandes (,,Abschließende

und zusammenfassende Bemerkungen").

Die untersch iedliche Leistungsfähigkeit von Menschen berücksichtigen
- nach Zahlihrer Kinder

Der Familienbund der Katholiken und der Deutsche Familienverband haben eine gemeinsame Stellung-
nahme zurVoralge beim Bundesverfassungsgericht formuliert, die wir nachfolgend abdrucken. ln dem
Verfahren geht es um die verfassungsrechtlich gebotene Berücksichtigung des generativen Beitrags, den
Eltern durch die Erziehung ihrer Kinder für die Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung leisten.

Ulrich Hoffmann (Berlin), Dr. Klaus Zeh (Berlin) und Prof. Dr. jur. Anne Lenze (Darmstadt)

Diese Stellungnahme möchte aufzeigen, gerin geres Alterseinkom men. I m OECD-Durchschn itt beträgt
die Lücke z7 o/o, Am geringsten ist der Gender Pension Gap
in Estland (l'ö,in der Slowakei (Z %) sowie in Dänemark
(to o/o)4 

.

Dies reflektiert den Umstand, dass das Aquivalenz-
prinzip zwischen monetären Soziatbeiträgen auf der einen
und Renten(anwartschaften) auf der anderen Seite in
Deutschland besonders stark ausgeprägt ist und der soziale
Ausgleich seit den rggoerJahren sukzessive zurückgenom-
men worden ist5.

Dieser Befund muss jedoch noch differenziert werden.
Denn offensichttich verläuft der Graben nicht (mehr) zwi-
schen Männern und Frauen, sondern zwischen Müttern und
allen anderen Versicherten, wie sich anhand der Zahlen des
Gesamt-Netto-Einkommens der gegenwärtigen Rentenbezie-
herinnen und Rentenbezieher zeigt: Danach verfügen ledige
Frauen über ein Nettoeinkommen von r.388 € und tedige
Männer über eines in Höhe von t.475 €. Der Unterschied
zwischen diesen beiden Gruppen ist mithin relativ gering.
Unabhängigvom Familienstand beziehen Frauen ohne Kin-
der ein Nettoeinkommen im Alter in Höhe von r.383 €, Frauen
mit vier und mehr Kindern ein Nettoeinkommen in Höhe von
t.o43 €6 . Jedes zusätzliche Kind beeinträchtigt die Versor-
gung im Alter weiter. Es ist kein Zufall, dass in allen Verfah-
ren, zu denen Stellung genommen werden sol[, Familienkon-
stellationen mit mehr als zwei Kindern betroffen sind.

Spiegeln die Daten der heutigen Rentnerinnen und
Rentner die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die
Erwerbsbeteiligungvon Frauen in den r95oer bis r99oer
Jahre wider, so lässt sich ein grundlegend ähnlicher Zustand
auch für die Gegenwart nachweisen: Gerade kinderlose Frau-
en sind am seltensten in einfachen und mittleren positionen

und gleichzeitig am häufigsten in gehobenen Positionen
tätig. 3o bis 44-jährige Frauen ohne Kinder können sich
gegenüber gleichaltrigen Männern und Müttern beruflich

l. Die Benachteitigung der Frauen in der Alterssicherung
Das Rentenrecht ist der Ort in der sozialrechtlichen Land-
schaft, wo die Folgen der geschlechtsspezifischen Ar-

beitsteilung unverstellt durchschlagen. Obwoht das Sozi-
alversicherungsrecht angetreten ist, um den ungerechten
Verteilungswirkungen des Marktes entgegenzusteuern,
bewirkt das im Rentenrecht weitestgehend realisierte
Aquivalenzprinzip von Beiträgen und Leistungen, dass sich
jede untertarifliche Eingruppierung, jede Erwerbsunterbre-
chun g oder Tei tzeittätigkeit wegen Kindererzieh un g sowie
die Zeiten einer geringfügigen Beschäftigung für Frauen
im Alter leistungsmindernd auswirken. Wenn mittelbare
Diskriminierung bedeutet, dass dem Anschein nach neutrale
Vorschriften einen wesentlich höheren Anteil derAngehö-
rigen eines Geschlechts benachteiligen, ohne dass dies
durch sachliche, nicht auf das Geschlecht bezogene Gründe
gerechtfertigt werden kann, dann wäre es naheliegend,
dass ein Rentenversicherungssystem, das sich an dem
Leitbild des durchgängig beschäftigten männlichen Arbeit-
nehmers orientiert, der nach 45 Versicherungsjahren zum
jeweitigen Durchschnittsentgelt ab dem 65. Lebensjahr eine
durchschnittliche Rente enthä[t, Frauen als Gruppe in ihren
Lebensentwürfen systematisch benachteiligtl.

Während die Erwerbsbiographien der Männer durch
die Geburt von Kindern weitgehend unberührt bleiben, weist
die große Mehrheit aller Frauen Phasen der Kindererziehung
mit weitreichenden Folgen für die Alterssicherung auP. So
beziehen heutige Rentnerinnen im Durchschnitt um 53 %
geringere eigene Alterssicherungsleistungen als Rentne13.
Die geschlechtsspezifische Rentenlücke, auch Gender pen-

sion Gap, ist in Deutschland unter atten OECD-Staaten am
größten. Unter Einbeziehung der betrieblichen und privaten
Sicherung beziehen Frauen im Durchschnitt ein um 46 

o/o

Das BVerfG hat einen in dieser Richtung argumentierenden Vorlogebe-
schluss des Sozialgerichts Monnheim wegen unzureichender Begrün-
dung abgelehnt. Das Soziolgericht hatte die Gesamtleistungsbewer-
tung der $$ 7t - ZS SGB Vl als mittelbare Diskriminierung von Frauen
angesehen, weil die Bewertung der sozialen Ausgleichsbestimmungen
umso höher sei, je höher die Beitröge im Durchschnitt des jeweiligen
Versicherungsverlaufes seien (BVerfGE, t BvL tB/98 vom 2o.4.2ooo,
Absotz-N r. 9 ff., http:/www.bverfg.de/).
2 Frommert/ Heien/ Loose, Auswirkungen von Kindererziehung auf
Erwerbsbiographien und Alterseinkommen von Frauen, WSI Mitteilun-
gen/zog, S. j38.
i AUeS, Ergönzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversi-
cherungsbericht zot6 gemä13 g t54 Abs. z SGB Vt (Alterssicherungsbe-
richt zot6), S. gZ.

4 Wst-Vertrilurgsbericht, zot8, 5. 48 ff,
5 Vgl. Lenre, Stoatsbürgerversicherung und Verfassung, zoo5, 5.79 ff.
6 Afte rss i ch eru n g s beri cht ) ot7 S. 96.

ffi

o
o
N

a
I

M
c
M

Eg
€
I

I

co
o
|/l
oL

I

=

o

E
5
tr

o
--



6

N

o-;
bo
t
6

(;€
I

o
o
|,)oc

I

=

=s

o

=
tr

dd
o

.P-o

besonders gut positionieren. Dort bestehen fast keine Rück-

stände mehr gegenüber MännernZ.

Die Kindererziehungszeiten, 3 Jahre pro Kind zu dem

Entgeltpunkt eines durchschnittlich Versicherten, können

einen TeiI der kindbedingten Benachteiligung von Müttern

im Rentenrecht ausgleichen, vor a[[em für diejenigen Frauen,

die spätestens nach der maximalvorgesehenen Erwerbs-

unterbrechungvon drei Jahren wieder eine versicherungs-
pftichtige Beschäftigung aufnehmenS. Dies gilt aber nicht

für die Mütter von mehr als zwei Kindern, die durch die

Kindererziehung besonders viel für das Umlageverfahren

,, D os U n g lei ch g ewi cht zwi -

schen Familien und Kinder-
Iosen als Markttei ln eh m er
würde sich verringern, weil
Familien dan n ökonomisch

etwas besser mit Kinderlosen
mithalten könnten."

leisten. Auch A[[einerziehende schaffen es häufig nicht, ihre

Erwerbstätigkeit in der erforderlichen Weise auszuweiten,

wie derverbreitete Bezugvon SGB ll-Leistungen zeigt9. Das

deutsche Alterssicherungssystem in seiner heutigen Gestalt

setzt auf die Berufstätigenehe mit ein bis zwei Kindern.

Eltern mit davon abweichenden Erziehungskonstellatio-

nen müssen Nachteile in Kauf nehmen.

Es ist auch keinesfalls zutreffend, dass die Benach-

teiligung von Müttern in den Alterssicherungssystemen

nur noch ein Übergangsproblem darstetlt, das sich

allein durch Zuwarten auflösen wird, weiI in absehbarer

Zeit auch Frauen mit Kindern - bis auf wenige Phasen

im Lebenslauf - in Vottzeit berufstätig sein werdenlo.
Abgesehen davon, dass die Hausfrauen- und die Zuverdie-

nerinnenehe auch weiterhin von der Freiheit der ehelichen

Arbeitsteilung nach Art. 6 GG erfasst sind, lässt auch im

Rechtstatsächlichen nichts auf eine anstehende grund-

sätztiche Anderung schließen: Zuletzt hatte man sich mit

7So bereits: Statistisches Bundesamt, Leben und Arbeiten in Deutsch-
lond - Mikrozensus 2oo4, S. 42. Auf Nachfroge wurde dieser Befund
mit den Daten des Mikrozensus zot5 abgeglichen, DerAufholprozess
der kinderlosen Frouen hat sich - erwortungsgemö13 - gegenüber zoo4
noch weiter ve rstörkt. Vg l. o uch Statistisches Bundesamt, I nformotio-
nen zum Mikrozensus zotT $tand: q, April zotS).
8 Es muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass der Wert der Kin-
dererziehungszeiten individuell sehr unterschiedlich ousföllt, je nach
Erwerbskonstellation (vgl, hierzu den Vorlagebeschluss des SG Neu-
brandenburg vom 72.7.2ot2 - k,S q RA ryz/o3 und t BvL 6/tz - sowie
S ch m ti h l/ Roth ga n g /V i e b ro ck, Be rücksi c h ti g u n g vo n Fa m i li e n le i stu n g e n

in der Alterssicherung, zoo6, S. 4).
9 Statistisches Bundesamt, Alleinerziehende in Deutschland zotT zot8,
s. ss ff.

der Reform des Unterhaltsrechts im Jahr zoo8 Verhaltens-

änderungen auch für bestehende Ehen erhofft, weiI sich

seitdem Frauen nicht mehr auf die Ernährerfunktion der Ehe

verlassen können sollten. Elternteite erhalten danach für
sich Betreuungsunterhalt nur bis zum dritten Geburtstag

des jüngsten Kindes. Danach wird von ihnen eine Votlbe-

rufstätigkeit erwartet. Die Reform von zooS war parteiüber-

greifend auf große Zustimmung gestoßenl1. Mit ihr sollten

egalitäre Elternbeziehungen durchgesetzt und das neue

Leitbild der vollberufstätigen Eltern befördert werden. Dieser

Edukationseffekt ist jedoch nicht eingetreten. Eine Studie

des RWI weist nach, dass sich die Arbeitsmarktbeteiligung
von Frauen, die vor und nach der Reform geheiratet haben,

nicht verändert hat. Das gleiche gitt für die eheliche Arbeits-
teilung. Eher haben sich die ostdeutschen Frauen, die zuvor

lange eine Votlzeittätigkeit innehatten, an das westdeutsche

Teilzeitmodet[ angenähert.12

Als Argument gegen die Berücksichtigung der Kosten

für Kinder auf der Beitragsseite wird häufig die Anerken-

nung der Kindererziehungszeiten auf der Leistungsseite

angeführt, wonach der Gesetzgeber in den letzten Jahren
genügend getan habe, um Familien zu unterstützen. Erstens

ist der Barwert, den ein zusätzliches Kind für die Rentenver-

sicherung darstellt, sehr vie[ höher als der Wert der Kinder-

erziehungszeiten, die für einen Elternteil gutgeschrieben

werden. Die Beiträge, die ein imjahr zooo geborenes und

in jeder Hinsicht durchschnittliches Kind im Laufe seines

Lebens an die Rentenversicherung zahlen wird, übersteigen

die dadurch erworbenen Rentenansprüche um rundTT,zoo

Euro (inktusive der Effekte aller Nachfahren: r58.3oo Euro)lt.

Die Fiskalische Bilanz eines Kindes (.2000)

Belträge und Leistungen der Sozlalversicherungen
gesetzlichs Rentenversioheriing
g€setzliohs Krankenvarsicherung

sozla16 Pfl egeversicherung

Bundesagentur f{lr Aöeit
Steuem

Einkommonsteusrn

Verbrauchstsu€rn

steuernnanzlerte ataatllche Maßnahmen
Kindoöetr€uung und Bildung

familienpolitische Maßnahmen

Beteillgung an 6lterllohBn Opportunität6kosten

öfianüiche Guler .\. Tragfähigkeitskorektur
Saldo

Alle Angaben in Eilro (Bar#erte für 2010)t Quelle: Werding (2014)

im Lebenszyklus
des Kindes

?ffi*.M
inkl. der Effekte

aller Nachfahren

252.800,-
158.300,-
68.800,-
25.300,*

400,-
342,600,-
146.200,*

196.400.-
492.O00,-

-'188.500,-
-122.300,-
-122.200,-
-59.000,-
103.400.-

12.300,-
200,-

'167.200,-

71.300,-
95.800,-

-240.100,-
-92.000,-
-59.700.-
-59.600,-
-28_800{-e9

tm Übrigen werden die Rentenanwortschafren für Mütter auch für die
o n gerech n ete n Ki n de rerzi eh un gszeiten von den demog rofisch bed i n g-
ten Abwertungen in gleicher Weise wie die allgemeinen Rentenonwort-
schaften betroffen, obwohl Eltern hierfür am wenigsten verontwortlich
si nd, ro ntwortlich si n d.
77 

Vgl. Lerre, Das neue IJnterhaltsrecht aus sozialrechtlicher Perspekti-
ve, in: FamRZ zoo9, S. t7z4 ff
72 Bredtmann/Vonnahme: Less Alimony afrer Divorce - Spouses' Beha-

vioral Response to the zooS Alimony



tm Übrigen wird überse-
hen, dass die gegenwärtigen

rechtlichen Regelungen der
Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten dazu führen, dass

,,nicht iedes Kind gleich viel
wert ist". Vielmehr schwanken

die Werte je nach individueller
Erwerbsbiografi e in großer

Bandbreite.14

Zweitens wird bei dem Argu-

ment, der Gesetzgeber habe in

den letzten Jahren große Verbes'

serungen bei den Familienleis-

tungen der Rentenversicherung

vorgenommen, auch regelmäßig

übersehen, dass gleichzeitig die
Transferzahlungen für die ab-
geleitete Sicherung der Frauen

seit Mitte der r98oer Jahre auf
breiter Front gesunken sind:

Die Regelungen der

abgeleiteten sozialen Sicherung der Frau (Witwenrente,

beitragsfreie Mitversicherun g) und des Ehegattensplittings
können interpretiert werden als monetäre Ressourcen, die
die Gesellschaft für Kontexte zurVerfügung gestellt hat, in
denen Sorge für andere stattfindet. Von dieser Warte aus
kann dann nämlich wahrgenommen werden, dass durch die
zunehmende Pluralisierung der Lebensformen (A[[einerzie-

hende, unverheiratete Eltern sowie Ehegatten ohne Kinder)
und die steigende Erwerbstätigkeit von Müttern die materi-
ellen Kompensationsformen zugunsten nicht-marktgängiger
Tätigkeiten immer mehr ins Leere laufen15.

Die unbedingte Witwenrente, die bis 1986 ohne
Anrechnung von eigenem Einkommen regelmäßig von allen
Frauen nach dem Tod des Ehemannes bezogen wurde, war
eine wichtige Transferleistun g zugunsten der Hausfrauen-
ehe. Seit dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-
gesetz (HEZG) vom 11. luli r9a5 erhalten sowohlWitwer als
auch Witwen nach dem Tod des versicherten Ehegatten eine
Hinterbliebenenrente, auf die iedoch das eigene Einkommen
angerechnet wird16. Nach 3o Jahren Diskussion über die
Verbesserung der Alterssicherung von Frauen ist es damit
ist es zu einer beispiellosen Umverteilung von Frauen hin zu
Männern gekommen - Reformen zugunsten einer eigenstän-

13 lnsgesamt ergibt sich für ein durchschnift!iches Kind ein überschuss
a I le r vo n i h m g e le i stete n Sozi alversi ch eru n g s be itrög e u n d Ste u e rn
über die von ihm in Anspruch genommenen Geld- und Sachleistungen
in Höhe von 5o.5oo € (inklusive der Effekte aller Nachfahren: 7o3.4oo
€). Werding, Familien in der geseZlichen Rentenversicherung: Das

Umlageverfahren ouf dem Prüfstond, zot4, S. 9.
74vgl, hirur, Vorlagebeschluss Neubrondenburg vom 72.r.2072,
Az. S 4 RA t5z/q und t BvL 6/tz. Ebenso: Schmöhl/Rothgong/Vieb-
rock, Be rü cksi chti g u n g vo n Fo m i Ii e n leistun g e n i n der Alte rssi ch e ru n g,
zoo6, possim.
75 

Vgl. hierru, Lenze, Was von der Frauenfroge bleibt. Vom exklusiven
G leich berechti gu ngsg rundsoz zum allgemein en Gleichh eitssatz, in :
Kritische Justiz zoo6, S. 269, 279 ff.

,,Wöh rend die Erwerbsbio-
graphien der Mönner durch
die Geburt von Kindern weit-
gehend un berüh rt bleiben,

weist die grol3e Mehrheit aller
Fraue.n Phasen der Kinderer-
zieh un g m it weitrei ch en den

Folgen für die Alterssicherung
auf. So beziehen heutige

Rentneri n nen im Durchsch n itt
um 53 Prozent geringere ei-

g e n e Alte rss i ch eru n g slei stu n -

gen als Rentner."

digen Sicherungvon Frauen sind
seitdem kein Thema mehrl7.1e
mehr Frauen erwerbstätig sind
und eigene Rentenanwartschaf-

ten begründen, desto mehrtreten
d ie eigenen Versicherten renten
der Frauen peu ä peu an die Stelle
der ehemaligen Hinterbliebenen-
renten. 1984 wurden außerdem
Frauen nach der,,Familienpause"
weitestgehend vom Bezug der
Erwerbsunfähi gkeitsrente a us-
geschlossenlS. Außerdem wurde
der vorzeitige Rentenbezug für
Frauen ab dem 6o. Lebensjahr

abgeschafft, der damit begründet
worden war, dass sie für die Dop-

pelbelastung in Familie und Beruf
entschädigt werden so[lten19.
Auch dies entspricht einem er-

hebtichen geldwerten Vorteil, den

die Versicherungsgemeinschaft
fortan zu Lasten der Frauen einsparen konnte. Heute müssen
Frauen (wie Männer) einen um 5 Jahre vorgezogenen Renten-
beginn mit Rentenabschlägen in Höhe von r8 7o,,bezahlen"
und zwar für die Dauer ihrer gesamten restlichen Lebenszeit.
Es wurde berechnet, dass allein diese letzte Verschlechte-
rung in ihren finanziellen Auswirkungen die Wirkung der
Anrechnungvon drei Jahren Kindererziehungszeiten durch
das RRG tgg2zo voltständig kompensiert hai". Hin.u
kommt ferner das Auslaufen der Rente nach Mindestentgelt-
punkten, die zu einerAufwertungvonvor tgg2 begründeten
Rentenanwartschaften führte, von der ebenfalls in hohem
Maße Frauen profitiert haben22.

Eine ähnliche Entwicklung ist für die sog. beitragsfreie
Familienversicherung im Rahmen der GKV zu verzeichnen,
die entfällt, wenn ein eigenes Einkommen in Höhe von mo-
natlich über 45o Euro bezogen wird23, Durch die gestiegene

1o 
55 6s t und 97 tt scB vt.

77 
Bernd von Maydell, Zur Frage der Systemgerechtigkeit des Anrech-

nungsmodells, in: DRV t985, S.35. Christine Fuchsloch, Es wor einmal
- Chancengleichheit und Arbeißnarktpolitik, in: Streit zoq, S. 99.
Jürgen Borchert, Die Berücksichtigung familiörer Kindererziehung im
Recht der Rentenversicherung, ry84 S. t79 ff,
18 

Fast gteichzeitig hatte dos HaushaltsbegleitgeseZ ry84 die Möglich-
keit für Frauen, eine Berufs- und Erwerbsunftihigkeitsrente zu beziehen,
erheblich ein gesch rän kt. D urch dos zusilElich eingefüh rte Erfordernis,
innerholb der lebten 5 Johre vor Eintritt des Versicherungsfalls mind,
j6 Monate on versicherungspfl. Beschöftigung nachzuweisen, fielen
fortan jene Frauen aus dem Leistungsbezug herous, die noch einer
Familienphase aus gesundheitlichen Gründen keine Erwerbsarbeit mehr
aufnehmen konnten. 560/o aller Frauen, die noch der alten Regelung noch
eine lnvalidenrente bezogen höften, woren danach vom Rentenbezug
ousgeschlossen (BVerfGE 75, 5.28, tot).
19 avr4er 74, s. tg ff.
2o 

GeseE zur Reform der gesezlichen Rentenversicherung (RRG tggz).
21V"i!, V"rlirrrrinnen und Gewinnerinnen der Rentenreform t992, in:
Mechtild Veil u,a. (Hrsg.), Am modernen Frauenleben vorbei: Verliere-
rinnen und Gewinnerinnen der Rentenreform ry92, Berlin, g9z, edition
sigma, S. ß-16.f.

ffi

o
N

o
I
b,c
€
bo

tg
€
I

I

tro
E
o
ln
o
o-

I

:
=
d

o
U
E

=tr

;
o.:
o6



6
o
N

o-;co
bD

sg
6
I

I

Eo
Eo
q
o
o-

I

=
=
e
o

E
2
tri
N
o
.=

Erwerbsbeteiligung von Ehefrauen muss sich die GKV immer

weniger an den Kosten der Krankenversicherung kinderer'

ziehender Personen beteiligen. Diese ist faktisch nur noch

eine Mitversicherung für die Mütter sehr iunger Kinder24 '

Wenn auf den Ausbau der Familienförderung auf

der Leistungsseite hingewiesen wird, dann müssen - der

Vollständigkeit halber - auch die faktischen Einsparungen

bei der abgeleiteten Sicherungvon Frauen in den Blick

genommen werden. Diese bäsieren auf rechtlichen Ande-

rungen zu Lasten von Frauen, aber auch aufVeränderungen

der Lebensläufe, die die Bestimmungen der abgeleiteten

Sicherung faktisch zunehmend ins Leere laufen lassen'

Abgeleitete Leistungen werden durch selbst erworbene

ersetzt - eine materielle Besserstellung ist damit allerdings

oft nicht verbunden!

Die Entwicklung, dass im Sozialrecht immer weniger

an das Geschlecht als Unterscheidungskriterium angeknüpft

werden kann, sondern an die Elternschaft, hat das BVerfG

mit seiner Rechtsprechung zur Pflegeversicherung aufgegrif-

fen. Es ist zu Recht daraufhingewiesen worden, dass das

BVerfG in seinen maßgeblichen Entscheidungen zum famili-

ären Existenzminimum25 , zu den Betreuungs- und Erzie'

hungsfreibetr ägen26 und zur Pflegeversich"tung'z das nt"
Gerechtigkeitsdefizit nicht frauenspezifisch definiert'". Es

geht nicht mehr darum, die Lebenslage der Hausfrau und

Mutter soziatpolitisch umfassend zu kompensieren, wie

es bei der abgeleiteten sozialen Sicherung der Fall war.

Verfassun gsrechtliches Differenzierun gskriterium ist nicht

das Geschlecht, sondern die Elternschaft - mit dem Ziel, den

Wert der Erziehung von Kindern in den Umlageverfahren zu

bewerten (,,konstitutive Leistung"' BVerfGE roz, S. z4zff ')'
Eine bestimmte Familienform wird damit nicht gefördert. Es

wird vielmehr an die Unterhaltspflicht der Eltern angeknüpft,

deren finanzieller Spielraum durch die Berücksichtigung der

Kinderkosten im Steuerrecht und die Beitragsreduktion in

der Sozialversicherun g vergrößert werden soll.

ll. Kinderarmut und Soziatversicherungsbeiträge

Nach neueren Angaben der Bundesregierung haben am 3r.

Dezem ber zoß 3.669.ooo sozialversicherun gspflichtige

Voltzeitbeschäftigte in Deutschland ein Entgelt von weniger

als z.ooo Euro Brutto erzielt. Das entsprach t7,7 o/o aller

Votlzeitbeschäft i gten. Die Werte für Westdeutschland lagen

bei r4,7 %, die für Ostdeutschland bei 3r,z %29. Gerade im

Niedriglohnbereich ist es aber nicht mögtich, Kinder vom

selbst erzielten Einkommen zu unterhalten. Dies ist auch in

der Statistik der BA für Arbeit zu erkennen, da Paare mit Kin-

Schmöhl, Rothgan g, Viebrock, Berücksichtig ung von Familien'

leistungen in der Alterssicherung, zoo5, S' 4j f,
23STsGBuSssGBtv
24 Ni"hous, Fomilien lastenausgleich i n der Gesezlichen Kran ken -

versicherung, Die,,beitragsfreie Mitversicherung" auf dem Prüfstand,

zotz, S. t4.
25 

BverfGE 82, 6o ff.
t6 avr4cr 99, s. zt6 ff.
27 Bv"rfcE tq, s. z4z ff.
tSsibytt" Roorrh, Familienschu2 und Gleichberechtigung in der Recht'

sprechunq des Bundesverfassungsgerichts, in: Streit zooz, S. 5t, 55'

dern, aber auch A[[einerziehende häufiger als Alleinstehen-

de zu den Aufstockern gehören, obwohl sie höhere Arbeits-

zeiten und höhere Stundentöhne als diese aufweisen3o '

Auch der Mindestlohn von 8,84 Euro (zor8) oder 9,r9 Euro

(zor9) brutto kann an der Kinderarmut nichts ändern, da

er so gestaltet ist, dass er bei einer Vollzeittätigkeit gerade

einen Alleinstehenden unabhängig von staatticher Grund-

sicherung macht. Von ihm lassen sich die Ausgaben für ein

Kind nicht bestreiten. Waren die Löhne bis in die r97oer

Jahre hinein noch so konzipiert, dass von einem Einkommen

regelmäßig eine vier- bis fünfköpfige Familie ernährt werden

konnte, so ist dies heute nicht mehr der Fall. Heute sind min-

destens r,5 Einkommen erforderlich, um verlässlich über der

Einkommensrisikogrenze zu liegen. Mit dem Elterngeld und

dem Ausbau der Kinderbetreuung ab dem r3. Lebensmonat

eines Kindes wird dieses neue Familienmodell auch beson'

ders gefördert. Eltern mit einem oder zwei Kindern leben

vermehrt dieses Leitbild, indem sie beide an der Erwerbstä-

tigkeit partizipieren und sich - idealerweise - Haushalt und

Kindererziehung partnerschafttich teiten. Offensichtlich ist

aber, dass es für bestimmte Familienkonstellationen sehr

schwer ist, dieses neue Leitbild zu leben: Dies sind zum

einen Alleinerziehende, die neben der Erziehung der Kinder

nach geltendem Unterhattsrecht voll erwerbstätig sein

so[[en31 . Dies gilt aber auch für Familien mit mehr als zwei

Kindern, in denen sich häufig ein Elternteilvollständig der

Erziehung der Kinder widmen möchte oder muss.

Der demografische Wandel in Gestalt der fehlenden

Geburten seit Mitte der r97oer Jahre hat u.a. dazu geführt,

dass die Arbeitslöhne typischerweise Kosten für Kinder nicht

mehr enthalten, weil nicht mehr im Regelfall davon ausge-

gan gen werden kan n, dass Erwerbstätige unterhaltspflichti-

ge Kinder haben. ln Gestalt einer geringer besetzen Erwerbs-

tätigengeneration und der starkbesetzten Generation von

Leistungsbeziehern hat die Atterung der Gesellschaft aber

auch dazu geführt, dass die Sozialversicherungsabgaben

seit den r96oer Jahren enorm gestiegen sind - von 2\,\o/o

im Jahr t96o auf 39,75"/oim Jahr zor8. Beides: die fehlen-

den Famitientöhne und die hohen Sozialabgaben machen

sich vor allem bei Eltern im Niedriglohnsektor bemerkbar.

lm Fallvon Familien mit niedrigen Einkommen schlägt

eine weitere Probtematik besonders zu Buche, die häufig

übersehen wird. ln Deutschland werden die Kinderkosten

privat getragen, während die soziale Absicherung der Alten,

Arbeitslosen, Kranken und Pflegebedürftigen kottektiv über

Soziatabgaben der Beschäftigten organisiert ist. Auch hier

bewirkt der demografische Wandel eine Verschärfung der

Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Fragestuide des Deut-

schen Bundestages om 25. April zot8, BT-Drucksache ry/ry62, Fragen

Nr, t9 und zo.
3o Kerstin Bruckmeier, lohannes Eggs, Carino Sperber, MarkTrapp-

mann, tJkich Walwei, Arbeitsmarktsituation von Aufstockern: Vor allem

Minijobber suchen nach einer anderen Arbeit' tAB-Kurzbericht t9/zot5,

5':t'
37Vgl. insbes. zur Schnittstelle zum Steuerrecht sowie zur Abgo-

ben- und Steuerbelastung der Alleinerziehenden in internationalen

Vergleich : Lenze, Alleinerziehende unter D ruck. Rechtliche Rahmenbe'

dingungen, finanzielle Lage und Reformbedarf, zot4, 5' 49 ff'



Lage. ln den r95oer und rg6oerJah-
ren war der Regelfall, dass Erwach-

sene Kinder bekamen, bis auf die 8
o/o einer Generation, die biologisch

kinderlos blieben. Zahlenmäßig groß

besetzte junge und erwerbsaktive

Generationen standen einer zahlen-

mäßig schwach besetzten Genera-

tion im Ruhestand gegenüber. Die

Leistungen der gesetzlichen Sozi-

alversicherungen waren gering, die

Sozialversicherun gsbeiträge n iedrig.

Heute stehen wenige Beitragszahler

immer mehr Anspruchsberechtigten
gegenüber, die ihre Renten auch län-

ger beziehen, als dies in den r95oer
und rg6oerJahren der Fa11 war32.
Die Zaht der kinderlosen Erwachse-

nen und die der Ein-Kind-Familien ist
gestiegen, die Sozialversicherungs-

Steuerklasse

Lohnsteuer

Kirchensteuer (8 %)

Solidaritätszuschlag

Krankenverslcherunq (AN 7,3 %) + Zusatz-

beitrag (1,0%)

Rentenversicherung (AN 9,3 0,6)

Arbeitslosenverslcherung (AN 1,5 %)

Pflegevers. (AN 1,275%/Kinderlose 1,525 %)

Kindergeld

steuerlid€r Exlstenzminlmum

Erwachsener

Kinder

Frei v€rfligbares Elnlommsn/Haushalt lm [t'l0nat

f r€l verfllgbares Elnkonmedllaurhalt 1018

(Existenzminimum Erw 9.000 €)

ilt/5

1 .010

0

0

2.490

2.790

450

383

12.456

I 8.000

37.140

-1.651

beiträge sind hoch' Der Horizontale vergleich zeigt, wie Hausholte im steuer- und Abgabensystem mit demselben Brutto-
Eltern und Kinderlose werden Einkommen auskommen, unabhöngig dovon, ob dieses Einkommen durch einen oder zwei Verdiener

bei der Beitragszahlung gteich be- erzielt wird. So schlagen die Beitröge zur Soziolversicherung bei einem Jahresbrufto-Gehalt von
..;..---,-^- jo.oooEurodiegröl3tenLückenundsindfürdenKeilzwischenBruttoundNettoverantwortlich.

nanoell: 5le zanlen' mlI Ausnanme 
lQuetlet Fomilienbund der Katholiken/Deutscher Familienverbandl

der Pflegeversicherun g, gleich

hohe Beiträge wie Kinderlose, obwohlsie doch in zwei- gen und für den Keilzwischen Brutto und Netto verantwort-
facher Hinsicht zu den Umlageverfahren beitragen: durch lich sind.
ihre monetären Beiträge und durch die Kindererziehung33 Ein weiteres Beispiel, das fürviele Familien der
. Dies hat weitreichende Folgen für die Einkommenssitua- Mittelschicht zutreffen wird, ist ein höherer Einkommensbe-
tion von Familien. Der Deutsche Familienverband und der reich, in dem dereine Ehegatte 3o.ooo Euro und derandere
Familienbund der Katholiken erstellen in jedem Jahr einen Ehegatte 2o.ooo Euro Brutto-Jahresgehalt bezieht (insge-

Horizontalen Vergleich (v91. die Abbildungen auf den Seiten samt 5o.ooo Euro Brutto-Jahresgehalt). Auch hier zeigt der
r3 und 14) und zeigen damit, dass im deutschen Steuer- und horizontale Vergleich die Verteilungswirkungen des gelten-

Abgabensystem von einem durchschnittlichen jährlichen den Steuer- und Sozialabgabensystems:
Bruttoeinkommen von 3o.ooo Euro eine vierköpfige Familie Hier ist nun zwar bis zum dritten Kind das steuerliche
ihr steuerliches Existenzminimum nicht decken kann.i4 Existenzminimum gewahrt, aber derVergleich zum tedigen

Der Horizontale Vergleich zeigt, wie Haushalte im und kinderlosen Single weist auf gravierende Gerechtig-
Steuer- und Abgabensystem mit demselben Brutto-Einkom- keitslücken hin - zumindest, wenn man in Rechnung ste[[t,
men auskommen. Dabei ist es vollkommen gleichgültig, ob dass Kinderlose im Alter nur deshalb eine Alters- und

dieses Einkommen durch einen Verdiener oder zwei Verdie- Gesundheitsversorgung erhalten, weiI anderer Leute Kinder
ner erzielt wird. Ein Jahresbrutto-Gehalt von 3o.ooo Euro ist dann Sozialversicherungsbeiträge zahlen. Die Sozialversi-
auch keines im Bereich des Niedriglohnsektors. Einstiegs- cherung ist über die Jahre zu einer Versicherung gegen Kin-
gehälter von in Vollzeit beschäftigten Sozialpädagoginnen derlosigkeit geworden, ohne dass Kinderlose bislang hierfür
in dieser Höhe lassen sich durchaus finden. Es zeigt sich einen Extrabeitrag entrichten müssen. Der Horizontale Ver-

deutlich, dass in diesem Einkommensbereich vor allem die gteich zeigt sehr deutlich, dass es durch die Beitragsgestal-
Beiträge zur Sozialversicherung die größten Lücken schla- tung der gesetzlichen Sozialversicherung zu Einkommens-

überhängen bei kinderlosen Erwachsenen aufder einen
Seite und zu Einkommenslücken bei Familien mit Kindern

32 Die durchschniftliche Rentenbezugsdauer hatsich seit 96o fastver-
doppelt: Sie ist in Westdeutschlond bei Männern von 9,6 Jahren t96o
auf t73 Jahre zooT angestiegen; bei den westdeutschen Frauen erhöhte
sie sich von rc,6 Jahren ry6o ouf zo,8 lahre zot4, vgl. Deutsche Ren-

tenversicherung, Rentenversicherung in Zahlen, zot5, S. 67.

3i Lenze, Auf ein Neues: Beitragsgerechtigkeit in der Soziolversiche-
rung, in: SGb zotT S. ryo ff.
34 Vgt. Drrttrher Fam i Ii enverbon d, Horizontoler Verg leich, Pu blikation
vom zo.o3. zo t8, https: / /vvvvw. d e utsch e r-fa m i li e nve rba n d. d e / p u bli -

koti on e n /foch i n for m ati o n e n /catego ry/ z - p u b Ii kati o n en ; Fa m i li en b un d
Freiburg, Was am Monatsende "übrig" bleibt - HorizontalerVergleich,
h ttps: / /www.fa m i li e n b u n d-fre i b u rg.d e/htm l/ n ed i a /was_o m_m on ots -

e n d e_u e b ri g _b I e i bt_h o r i zo n ta I e r_ve rg le i c h. h tm l.

auf der anderen Seite kommt, die dafür verantwortlich sind,
dass Kinder nicht optimal gefördert werden können. Hier ist
eine der wesentlichen Ursachen gefunden für den überra-
schenden Befund, dass die Geseltschaft insgesamt immer

weniger Kinder zu versorgen hat, die Erwerbstätigkeit von

Müttern über die Jahre gestiegen sowie die Arbeitslosigkeit
in den letzten ro Jahren erheblich gesunken ist und dennoch
praktisch keine Erfolge im Kampf gegen die Kinderarmut
erzielt worden sind.

Für die soziale Pflegeversicherung hatte das BVerfG im

.lahr zoor ausdrücklich verlangt, dass ein zwischen Eltern

Horizontaler Vergleich 20II - Was am Monotsende,,übrig" bleibt. ffi
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3.594

288

198

2.490

2.790

450

458

0

1.010

81

0

2.490

2.790

450

458

0

2.790

450

383

7.056

2.790

450

383

9.756

1.010

0

0

2.490

1.010

0

0

2.490

2.790

450

383

2.328

1.0r 0

0

0

2.490

2.790

450

383

4.656

1 .010

0

0

2.490

9.000

0

a94

18.000

0

394

't8.000

7.428

_19

18.000
't4.856

-444

18.000

22.244

-863

1 8.000

29.712

-1,257

lediq Verheiratet Verheiratet Verheiratet Verheiratet Verheiratet Verheiratet
ohne (ind ohne Kind 1 Kind 2 l(inder I l(ind€r 4 Kinder 5 (inder

19.733 22.722 25.206 27.534 29.934 32.634 35.334

Einkommen/Abzüge 201 8 in €

Netto



Lohnsteuer

Klrchensteuer (8 %)

solidarltätszuschlag
Krankenversicherung (AN 7,3 %) + Zusatz-

beitrag (1,0 %)

Rentenversicherung (AN 9,3 %)

Arbeitslosenverslcherung (AN 1,5 %)

Pflegevers. (AN 1,275%/Kinderlose 1,525 %)

Klndergeld

Steuelli(hes lxistenzminimum

Erwachsener

Kinder

:!r€l yerfliCbal€i Ilntommcn/Haushllt lü ltb
trei vedügbar€J Iinkommen/NauJhalt im ll![i! 1.709 1.319 923 525 1 ',15 -27a -672

tungen aus einer Sondersteuer

für Menschen bestritten würde,

die gegenwärtig keine Unterhalts-

pflichten für Kinder tra gen.36

Derzeit finanzieren Eltern die

Leistungen über ihre Einkommens'

und Verbrauchssteuern selbst

mit3Z. Einer Kompensation über

Steuern werden auch zunehmend

Grenzen gesetzt sein, weil in einer

alternden Gesetlschaft viele ande'

re Bedarfe aus dem Steuereinkom-

men zu bestreiten sein werden:

Seien es steigende Kosten im

Bereich der Pftegebedürft i gkeit3S

, neue Leistungen für Menschen

mit Behinderungen39 , der KamPf

gegen Altersarmut, die lntegration

von Flüchttingen etc. - und dies sind

ledigtich die steigenden Ausgaben

im Bereich des Sozialrechts.

Der Horizontale Vergleich

(s.o.) zeigt, dass Eltern die Kosten

für Kinder privat nur tragen kön'

Auch bei einem Einkommen von 56..ooo Euro zeigt der horizontale Vergleich die Verteilungswirkun'

gen des geltenden Steuer- und Soziolabgabensystems: Hier ist nun zwar bis zum dritten Kind das

steuertiihe txistenzminimum gewohrt, ober der Vergleich zum ledigen und kinderlosen Single weist

iuf grovierende GerechtigkeitslUcken hin - zumindest, wenn mon in Rechnung stellt, dass Kinderlose

iÄ Äfter nur deshatb eine Alters- und Gesundheitsversorgung erhalten, weil anderer Leute Kinder dann

Sozialve rsi ch eru n g sbeiträge zah Ien.

[Quelle: Familienbund der Kotholiken /Deutscher Fomilienverband]

und kinderlosen Personen vorzunehmender Ausgleich zu

erfolgen habe, und zwar durch Regelungen, die die Eltern-

generation während derZeit der Betreuung und Erziehung

entlasten, ,,denn die Beiträge, die von der heutigen Kinder-

generation später im Erwachsenenalter auch zugunsten kin'

derloser Versicherter geleistet werden, basieren maßgeblich

auf Erziehun gsleistungen ihrer heute versicherun gspftichti-

gen Eltern, die hiermit verbundene Betastung der Eltern tritt

in deren Erwerbsphase auf - sie ist deshalb auch in diesem

Zeitraum auszugleichen'f5. Eine Freistellung des Existenz-

minimums von Kindern auf der Beitragsseite von Renten-,

Kranken- und Pflegeversicherung würde den fi nanziellen

Spielraum von Familien erhebtich erhöhen.

Zwar existiert eine Vielzahl von familienpolitischen

Leistungen, aber hier findet kein Transfervon Kinderlosen zu

Eltern statt. Dies wäre lediglich der Fall, wenn diese Leis'

55 BVerfGE to3, S. z4z, z7o.

36 Ein solcher vorschlag wurde vor 3o Jahren von dem Gewerkschafter

Alfred Schmidt ongeführt (DAngVers tg88, S' 485 ff). Dieser Vorschlag

entspricht im Wesentlichen dem zweiten Generotionenvertrag zwischen

der Erwerbs' und der Kindergenerotion im ,,Schreiberplan" von t955'

37 Eine vorsichtige Schötzung geht davon aus, dass Familien zu 43,t o/o

alle öffentlichen Aufwendungen über ihre eigenen Abgaben selbertra-

gen: ironk Kupferschmidt, lJmverteilung und Familienpolitik, zooT S'

1o7. Eine aktuetlere Berechnung kommt auf 6V5 %, vgl. Mortin Werding,

in: Stetlungnohne zur Verfossungsbeschwerde - Az. t BvR z8z4/t7

- vom 2.72.2017. Auch der 5. Familienbericht der Bundesregierung

C,Familien und Fomilienpolitik im geeinten Deutschland - Zukunft des

iumanvermögens", BT' Drucks' tz/756o) verweist auf ,,Beeintröchti-

gungen des Familienlastenausgleichs durch hohe Selbstfi nonzierungs'

inteile^ der Fomilien, insbesondere auch in der Sozialversicherung,

vgl. 5. Familienbericht, S. 295.

38vgl. di" t ittungsverbesserungen für Pflegebedürftige und die an-

haltinde Diskussion um eine Anhebung der Löhne für Pflegekröfre und

die domit verbundene Erhöhung der Beitröge zur Pflegeversicherung'

39Vgt. di, Verbesserungen im Bereich der Anrechnung von Einkommen

und Vermögen bei der Verabschiedung des BTHG'

nen, wenn sie mindestens durchschnittlich oder besser

verdienen. Wenn hier nicht gegengesteuert wird, indem das

Existenzminimum von Kindern bei der Verbeitragung zur

Sozialversicherung freigestellt wird und so die Einkommen

von Eltern entlastet werden, wird die Kinderarmut weiter

stei gen : Durch den fortsch reitenden demografi schen Wandel

werden die absehbaren Steigerungen bei den Sozialversi-

cherungsabgaben den Familien mit unterhattspflichtigen

Kindern ökonomisch immer weiter das Wasser abgraben' Die

Folgen des Aufwachsens in Armut von Kindern und Jugendli'

chen sind bekannt. Es kann als gesichert gelten, dass frühe

Armut sich deutlich aufdas am Ende der Sekundarstufe 1

erreichte Sch ulbild un gsniveau auswirkt. Arme Kita'Kinder

beenden die Schule zu \8o/o als Hauptschüler-innen oder

verlassen die Schule ohne Abschtuss und gehören damit

zu den Bildungsverlierern mit der Aussicht, lediglich im

Bereich der prekären BeschäftigungArbeit zu finden4o. Die

Kinderarmutsforschung belegt, dass alle non-formalen und

informellen Bildungs', Kultur' und Freizeitangebote, die mit

Kosten verbunden sind, vom Kleinkindalter an von armen

jungen Menschen wesentlich seltener in Anspruch genom-

men werden. Dadurch verengt sich die Kinderwelt - atso

die Erlebnis-, Erfahrungs- und Bitdungsmöglichkeiten in der

Umwelt der Kindef' . Eine neue Studie aus dem Jahr zor8

stellt fest, dass gerade im Bereich der Sozialen Teilhabe gro-

ße Defizite bei armen Kindern und Jugendlichen bestehen:

Drei Viertel der Kinder, die dauerhaft gesichert aufwachsen,

waren zum Beobachtungszeitpunkt Mitglied in einem Verein

(lSl7ö.lm Gegensatz dazu sind nut 37,t Prozent der Kin'

To cloudia taubstein, Gerda Holz, Jörg Dittmann, Evelyn Sthomer, Von

alleine wöchst sich nichts aus, zotz, S, zt7.

41 ELaubstein, Holz, Seddig, Arnutsfolgen für Kinder und lugendliche'

Erkenntnisse ous empirischen Studien in Deutschland, zot6' S' 6z'
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der, die dauerhaft nicht gesichert aufgewachsen und damit
permanent von Armut betroffen sind, Mitglied in einem
Verein. Atrntictr verhält sich der Anteil bei den Kindern, die
in Familien leben, die dauerhaft Leistungen nach dem SGB

ll beziehen. Von ihnen sind lediglich 39,5 Prozent Mitglied
in einem Verein oder einer Gruppe. Bei den beliebtesten
Freizeitbeschäftigungen von Jugendlichen nach Einkom-
mensverlaufsmustern steht bei den dauerhaft gesicherten

und den temporär nicht gesicherten Sport und Bewegung
mit 8r,z o/o und go,g o/o an erster Stelte. Bei den Jugendlichen
im dauerhaften Leistungsbezug zählen hingegen nur 38,8 %
Sport und Bewegung zu ihren beliebtesten Freizeitbeschäf-
.' h2
ügungen'

Es kann nicht hingenommen werden, dass die Vertei-
lungswirkungen unseres Steuer-, vor allem aber Sozialver-
sicherungssystems die finanziellen Grundlagen von Lebens-
gemeinschaften mit Kindern untergraben. lnsbesondere
das Beitragsrecht der Sozialversicherung ist derzeit dafür
verantwortlich, dass eine erhebliche Gruppe von Kindern
und J ugendlichen suboptimal aufwächst, m it schwerwiegen-
den Folgen für ihre gesamte Bildungs- und Erwerbsbiogra-
phie. Um d ie untersch ied liche Leistun gsfäh igkeit von Eltern

auch im Sozialversicherungsrecht zu berücksichtigen, muss
mindestens ein Beitrag in Höhe des steuerlichen Existenz-

minimums von Kindern von der elterlichen Beitragsbemes-
sungsgrundlage zur Sozialversicherung in Abzug gebracht

werden. Dies ist verfassungsrechtlich zwingend, weil
Ungleiches nicht gleich, sondern seiner Eigenart entspre-
chend behandelt werden und die Unterhaltspflicht der Eltern

in das Sozialversicherungssystem eingestellt werden muss.
Außerdem verwirklicht es in besonderer Weise das familien-
bezogene Neutralitätsgebot des Art. 6 Abs. r GG: So kann
dieser für alle gleiche Betrag pro Kind bei berufstätigen
Eltern je zur Hälfte von deren Einkommen abgezogen werden
mit der Folge, dass für beide die Nettoeinkommen steigen.
Ein Alleinverdiener könnte den Betrag zur Gänze geltend

machen. Alleinerziehende, die vom anderen Elternteil keinen
Kindesunterhalt erhalten, was immerhin für die Hälfte der
unterhaltsberechtigten Kinder der Fall ist , könnten ebenfalls
den gesamten Betrag in Abzug bringen, was ihr Einkommen
erheblich aufwerten würde. Schließlich würde auch keine
unsoziale progressive Entlastun gswirkun g eintreten, da

in allen Fällen der gleiche Betrag vom zu verbeitragenden

Einkommen abgezogen würde. Die sinkenden Sozialver-
sicherungsbeiträge für Eltern müssten von denienigen
Versicherten kompensiert werden, die gegenwärtig keine
Unterhaltspflichten für Kinder tragen.

Diese Lösung ist auch alles andere als eine ,,Strafab-
gabe für Kinderlose", sondern berücksichtigt lediglich die
unterschiedliche Leistungsfähigkeit von Menschen mit und
ohne Unterhaltspftichten gegenüber Kindern. Kinderlosig-
keit ist demnach keine moralische, sondern eine sozioöko-

Tophoven, LieEmann, Reiter, Wenzig, Aufwochsen in Armutslagen.
Zentr. Einflussfaktoren und Folgen für die soziale Teilhabe, zot9, S. n f.
43 Hartmann, tJnterhaltsonsprüche und deren Wirktichkeit, SOEPpa-
pers 66o-zot4, S, 8.

nomische Kategorie, die auch auf diejenigen zutrifft, deren
Kindererwachsen sind und aufeigenen Beinen stehen. Der

Ausgleich unter den Sozialversicherten würde die ökonomi-
schen Folgen der Kinderlosigkeit ein Stückweit den Kinder-
losen zuordnen. lm derzeitigen System werden diese Kosten

durch gleichmäßige Leistungskürzungen auf alle umgelegt

- auch auf diejenigen, die für den demografischen Wandel
keine Verantwortun g tragen.

Die Freistellung des kindlichen Existenzminimums auf
der Beitragsseite von Renten-, Kranken- und Pflegeversiche-
rung und die Berücksichtigungvon Kindererziehungszeiten

auf der Leistungsseite der Rentenversicherung schließen
sich nicht aus, sondern verhalten sich komplementär
zueinander, um die Benachteiligung Kindererziehender in
jeweils unterschiedlichen Lebensphasen zu kompensieren:
Einmal während der Zeit der Erziehung, um die einge-
schränkte Leistungsfähigkeit von Eltern zu berücksichtigen
und Kinderarmut zu vermeiden. Zum zweiten für die Zeit des

Rentenbezugs, um die Erziehungsleistungvon Eltern für das

Umlageverfahren zu bewerten und insbesondere die Renten

von Müttern zu erhöhen. Das Aquivalenzprinzip muss
endlich vom Kopf auf die Füße gestellt werden. ln einem
Umlageverfahren hieße dies, dass eine Rente in durch-
schnittlicher Höhe sowohl die Entrichtungvon monetären
Beiträgen als auch die Erziehung von durchschnittlich zwei
Kindern voraussetzt44. Es würde sich anbieten, an dem
Begriff der,,Lebensleistung" anzuknüpfen, den das BVerfG

in seiner Entscheidungzur Überleitung der DDR-Renten

verwandt trat6. Oie monetären Beiträge derVersicherten
sind erforderlich, um den von der Elterngeneration erhalte-
nen Unterhalt abzugelten - die eigene Versorgung im Alter
ist damit noch nicht gewährleistet. Dies geschieht erst durch
die Erziehung und Qualifizierung einer ausreichend großen

nachwachsenden Generation. Zieht man dies in Betracht, so
ist genügend Luft für die Berücksichtigung der Kindererzie-
hung sowohl aufder Beitragsseite der gesetzlichen Renten-,

Kranken- und Pflegeversicherung als auch aufder Leistungs-
seite der gesetzlichen Rentenversicherung.

Für die zur Entscheidung stehenden Verfahren bedeutet
dies:

Verfassungsbeschwerde t BvR z8z4l t7
Eine Berücksichtigung des Kinderexistenzminimums bei

der Beitragsentrichtung ist über die soziale Pflegeversiche-

44vgl. hieou den Vorschlog des dualen Rentensystems von Borchert,
Die Berücksichtigung familiörer Kindererziehung im Recht der gese2-
lichen Rentenversicherung, gS4 S. zz9 ff. Donach würden sich die
monetör durch Beitrogszahlungen erworbenen Ansprüche an die GRV
halbieren und es köme ein Elternrentensystem hinzu. Die Hälfte der von
ein em Beitragszah ler d u rchsch n iftlich ei ngezahlten Rentenbeitröge
würde ouf dos Rentenkonto von Eltern fliel3en, wöhrend die andere
Hdlfte zur Finanzierung des Barbeitrogssystems verwandt würde.
45 So heiBt es in der Entscheidung: tm Hinblick auf die besonderen
Bedingungen des Alterssicherungssystems der DDR komme daher der
EigentumsschuE ouch donn zum Tragen, wenn die Rentenonsprüche
und -anwartschoften nicht in erster Linie durch Beitrogszohlungen,
sondern mal3geblich durch Arbeitsleistung erworben worden seien
(BVerlGE too,5. \ s4 ff.).
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rung hinaus auch in der gesetzlichen Rentenversicherung

zwingend erforderlich. Die Renten werden ausschließlich

von der nachwachsenden Generation finanziert - im Fall von

kinderlosen Rentnern also von den Kindern anderer Leute46.

Die Kindererziehungszeiten stellen gerade nicht den vom

BVerfG in seinem Pflegeversicherungsurteilvom 3. Aprit

zoor geforderten Ausgleich zwischen Eltern und Kinderlosen

dar - denn sie werden von der nachwachsenden Generation

bestritten. Die Freistellung des Existenzminimums von Kin-

dern von der Beitragsbemessung zur Rentenversicherung ist

sozialpolitisch erforderlich, um Kinderarmut zu bekämpfen

und damit auch für die Zukunft die Grundlagen des Umlage'

verfah rens sicherzustellen. Die Anerkenn un g von Kinderer-

ziehungszeiten in der Rente ist frauenpolitisch erforderlich,

um die Renten insbesondere von Müttern zu erhöhen, indem

die Bedeutung der Erziehung für das Funktionieren des Um-

lageverfahrens an gemessen berücksichti gt wird.

Gleiches gilt ebenso für die Gesetzliche Krankenversiche-

rung, wie sie in der Verfassungsbeschwerde ,,Essig" (Az.

t BvR zz57 | t6) überzeugend behandelt wird. Hierzu wird

daran erinnert, dass der Erste Senat ausweistich des Gut-

achtens von Herwig Birg vom 4. Juti zooo für die mündliche

Verhandtung in den Pflegeverfahren am ro. Juli zooo diese

Frage in den Blick genommen hat. Es ist unverständlich,

dass diese Frage von erheblichem materiellem Gewicht, wie

sich aus dem ,,Niehaus"-Gutachten4T ergibt, durch die Aus-

wahl derVerfassungsbeschwerden nicht thematisiert wird.

Vorlagebeschtuss des Sozialgerichts Freiburg vom 23. f anu-

ar zorS r BvL 3/r8
Die verfassungsrechtlichen Bedenken des Sozialgerichts

Freiburg an der Hinzuziehungvon Eltern zum Aufbau eines

Pflegevorsorgefonds - auf dem Wege der Erhöhung der

Beiträge zur Pflegeversicherung und der anschließenden

Zuführung eines nicht verbrauchten Teils der Beiträge an

den Pflegevorsorgefonds - werden geteilt. Die Beteitigung

von Ettern widerspricht den Grundsätzen des Pflegeversi-

cherungsurteils des BVerfG vom 3. Aprilzoor etementar.

Eltern tragen bereits umfassend zum Umlageverfahren bei.

Zum Aufbau eines Kapitalstocks für demografisch schwie'

rige Zeiten könnten höchstens kinderlose Beitragszahler

herangezogen werden, die eine Mitverantwortung für den

demografischen Wandeltragen und bei denen auch - im

Vergleich zu Familien - entsprechende Einkommensüber-

hänge zu verzeichnen sind. Auch bei der Kapitaldeckung

sind die Kinder letztlich die Garanten derValutierung der

Ansprüche: Weil nämlich die Anlagevorschriften zur Anlage

in ebenso liquide wie sichere Rnligen ,wingen48 , werden

statt der sozialversicherten Umlageschuldner dann die - zu

ca. 8o Prozent identischen - Steuerschuldner in die Pfticht

genommen.

46Vgl. tm Wertvon Kindern für die GRV: Werding, Familien in der

geseElichen Rentenversicherung. Das umlageverfahren auf dem

Prüfstand, zot4.
47 Ni"haut, Fomili enlastenausgleich in der geseElichen Kron kenversi'

cherung? (zot),
48vgt. ase, Urteil vom 03. Mörz 2oog * B I A 1/o8 R -, BSGE toz, z8t-

z9o, SozR 4'z5oo $ zzz Nr. t.

Die Enttastung auf der Beitragsseite der Pflegeversi-

cherung muss gestaffelt pro Kind erfolgen (bereits ab dem

ersten Kind und unter Berücksichtigung jedes weiteren

Kindes), dies jedoch nur für die Zeit der Unterhaltsgewäh-

rung, d.h. bis zum Abschluss einer Ausbildung oder eines

Studiums. Die Berücksichtigung eines Kinderfreibetrages

in der Renten', Kranken- und Pflegeversicherung ist gera-

de auch mit Btick auf Mehrkindfamilien erforderlich. Die

Erziehungvon drei und mehr Kindern führt zu einer stär-

keren Ei nschrän kun g der Leistun gsfähi gkeit von Eltern als

die Erziehungvon einem oderzwei Kindern. DerWertder

Erziehungvon drei oder mehr Kindern entspricht einem

größeren Beitrag für das Umlageverfahren als die Erziehung

eines oder zweier Kinder.

Was das SG Freiburg völlig offengelassen hat, ist die

Frage, aufgrund welchen Maßstabs eigentlich der Gesetz'

geber zu der Quote von o,25 Prozentpunkten gekommen

ist, mit welcher die Elternschaft berücksichtigt wird. Diese

Frage stellt sich ienseits dervom SG Freiburg dem BVerfG

vorgelegten Frage auch bereits beim ersten Kind. Nirgend'

wo in den Gesetzesmaterialien ist indes ein Hinweis zu

finden, aufgrund welcher Erwägungen der Gesetzgeber zu

diesem Ergebnis kam. Eine beliebig gegriffene Größe wird

der den pekuniären Beiträgen gteichstehenden generativen

Beitragsteistung jedoch ersichtlich nicht gerecht und ist

willkürlich.

Abschtießende und zusammenfassende Bemerkungen

Der Famitienbund der Katholiken und der Deutsche Familien-

verband sind der Auffassung, dass Familien in der Ren-

ten-, Kran ken- und Pflegeversicherun g verfassun gswidri g

benachteiligt werden. Dass unterhaltspftichtige Eltern mit

gleich hohen Sozialversicherungsbeiträgen betastet werden

wie Personen, die keine Kinderkosten (mehr) tragen und

sich damit nicht an der Vorsorge beteiligen müssen, ist ein

Verstoß gegen Art. 3 Abs. r GG i.V.m. Art. 6 Abs. r GG, da der

generative Beitrag der Eltern nicht berücksichtigt wird. Die

vom Bundesverfassungsgericht im Urteilvom 3. April zoo'49

aufgesteltten Voraussetzungen eines Verstoßes gegen Art. 3

Abs. r i.V.m. Art. 6 Abs. r GG sind in der gesetztichen Renten-

und Krankenversicherung ebenso erfü[[t wie in der sozialen

Pflegeversicherung (hier ist die Berücksichtigung des gene-

rativen Beitrages deuttich defizitär). lnsoweitverweist diese

Stetlungnahme auf die Argumentation von Prof. Dr. Thorsten

Kingreen und Dr. Jürgen Borchert in den Verfassungsbe-

schwerdeverfahren ,,Schwär" und ,,Essig" und schließt sich

dieser Argumentation vollumfänglich an.

Der zoo5 in der sozialen Pflegeversicherung einge-

führte Beitragszuschlag von o'25 Prozentpunkten kann

den zoor vom Bundesverfassungsgericht festgestellten

Verfassungsverstoß nicht beseitigen, sondern führt im

Gegenteil zu weiteren Verfassungsverstößen: Zunächst ist

schon der Ansatz falsch, Kinderlose stärker zu belasten,

anstatt Familien gestaffett pro Kind - und zwar bereits ab

Vt BvR t6zg/94.



dem ersten Kind5o - zu entlasten. Denn die Gleichbehand-

tung aller Familien unabhängig von der KinderzahI und des

konkret erbrachten generativen Beitrags behandelt erneut

wesentlich Ungleiches witlkürlich gleich und verstößt damit

gegen Artikel3 Abs. r i.V.m. Art. 6 Abs. r GG. Dass Eltern

vom Beitragszuschlag für Kinderlose auch dann noch befreit

sind, wenn die Kinder finanziell auf eigenen Beinen stehen

und keine Unterhaltspflicht der Eltern mehr besteht, stellt

ei n e verfass u n gswi d ri ge, wi ttkü rli ch e U n gleich beh a n d Iun g

von wesentlich Gleichem dar. Denn Eltern ohne'Unter'

haltspflicht sind im ökonomischen Sinne kinderlos und

daher anderen Kinderlosen gleichzustellen. Schließlich ist

die Höhe des Beitragszuschlags von o,25 Prozentpunkten

willkürtich und offensichtlich zu niedrig. Dass der generative

Beitrag der Eltern bei den in den letzten Jahren erfolgten

Beitragserhöhungen in der

sozialen Pflegeversicherun g

nicht berücksichtigt wurde, ist

verfassungswid rig. Gegen die

Verfassun g verstößt insbeson-

dere auch die Finanzierung des

Pflegevorsorgefonds, da Eltern

bereits mit der Pflege und

Erziehung ihrer Kinder einen

essentiellen Beitrag zur Abfe-

derung des demografi schen

Wandels leisten. Wenn sie

dennoch in gleicher Weise wie

alle anderen in den aufgrund

des demografi schen Wandels

ein gerichteten Pflegevorsor-

gefonds einzahlen müssen,

wird der generative Beitrag von

,,Wenn Eltern dennoch in
gleicher Weise wie alle an'
deren in den aufgrund des
d e m og rafi s ch e n Wan de ls

ei n g eri chteten Pfleg e-

vo rso rg efon ds ei nza h le n

müssen, wird der generative
Beitrag von Familien erneut

missachtet.u

wirkt. Dass auf der Leistungsseite der Rentenversicherung

keine ausreichende Kompensation des generativen Beitrags

erfolgt, zeigt insbesondere der Blick auf die Benachteiligung

von Frauen in derAlterssicherung. Diese Benachteiligung

von Frauen umfassend darzulegen und daraus die Not'

wendigkeit einer Entlastung bei den Rentenversicherungs'

beiträgen abzuleiten, ist ein wichtiges Anliegen dieser

Stellungnahme (siehe dazu ausführlich unter l.). Der Gender

Pension Gap von durchschnittlich 46 
o/o (unter Einbeziehung

der betriebtichen und privaten Sicherung), in dem sich

die geschlechtsbezogenen Benachteiligungen des Lebens

aufsummieren, ist ein anschauliches Beispiel für bestehen-

de Ungerechtigkeiten zu Lasten von Frauen. Die Stellung-

nahme weist darauf hin, dass den Verbesserungen bei der

rentenrechtlichen Anerkennung von Kindererziehung auch

massive Verschlechterungen zu

Lasten von Frauen gegenüber-

stehen. Diese sind zum einen

durch Rechtsänderungen, zum

anderen durch die faktische

Veränderun g wei blicher Lebens-

verläufe eingetreten, die klassi-

sche familienbezogene Normen

zur (teilweisen) Kompensation

von Sorgearbeit zunehmend

leerlaufen lassen. Ein Kinder-

freibetrag wäre eine moderne,

nicht-geschlechtsbezogene und

famitienform neutrale Kom pen-

sation der für die gesetzliche

Rentenversicherun g konstitu-

tiven Kindererziehung. Unter

Bezugnahme auf Berechnungen

Familien erneut missachtet. Als verfassungsgemäße und

gleichzeitig praktikable Regelung erachten der Familienbund

der Katholiken und der Deutsche Familienverband einen

in der Bemessungsgrundlage für die drei streitbefangenen

Systeme einzuführenden Kinderfreibetrag analog zur Höhe

des gem. $ 3z Abs. 6 EStG steuerfrei gestellten Kinderexis-

tenzm inim ums (zor8: 7.428 Euro),

ln der gesetzlichen Rentenversicherung werden derzeit

Eltern, die Kinder betreuen und erziehen und damit neben

dem Geldbeitrag einen generativen Beitrag zur Funktions-

fähi gkeit ei nes umlagefi nanzierten Sozialversicherun gssys'

tems leisten, mit einem gleich hohen Rentenversicherungs'

beitrag wie Kinderlose belastet. Dieser Verfassun gsverstoß

wird insbesondere auch nicht durch die rentenerhöhenden

Kindererziehun gs- und Kinderberücksichtigungszeiten

beseitigt. Denn das Bundesverfassungsgericht hatte zoor

ausdrücklich verlangt, Eltern ,,während der Zeit der Betreu-

ung und Erziehung [zu] entlasten'dt. Wenn man den höchst-

richterlich anerkannten generativen Beitrag als Beitrag ernst

nimmt, ist es zwingend, dass sich dieser sowohI auf die

Beitrags- als auch aufdie Rentenhöhe (Leistungsseite) aus'

5u so auch ausdrücklich dos BVerfG, vgl. IJrteil des Ersten Senats vom

3. April zoot - t BvR t6zg/94, Rn.n.
51 averß, Urteil des Ersten senatsvom 3. April zoot - t BvR t6zg/g4,

des Ökonomen Prof. Dr. Martin Werding (Ruhr-Universität

Bochum) verweist die Stellungnahme auf den hohen Wert

des generativen Beitrages, der allein für die Rentenversi-

cherung ein Plus von durchschnittlich 77.2oo Euro pro Kind

bedeutet (inklusive der Effekte aller Nachfahren: r58.3oo

Euro).

Der Familienbund der Katholiken und der Deutsche

Familienverband halten einen Kinderfreibetrag auch in

der gesetzlichen Krankenversicherung für erforderlich. Es

ist unverständlich, dass die gesetzliche Krankenversiche-

rung in diesem Verfahren ausgeklammert ist, obwohl eine

entsprechende Verfassungsbeschwerde (,,Essig") vorliegt'
Auch in der gesetzlichen Krankenversicherung entfätlt der

Verfassungsverstoß nicht etwa wegen bereits vorhandener

Familienkomponenten wie der sog. ,,beitragsfreien" Mit-

versicherung. Diese Mitversicherung ist nicht beitragsfrei:

Tatsächlich ist das gesamte Familieneinkommen Kranken-

versicherun gsbeiträgen unterworfen. Auch auf den Teil des

Famitieneinkommens, der durch Unterhaltsansprüche den

n icht-erwerbstätigen Familien m itgliedern zugeordnet ist,

werden Beiträge erhoben. Es wäre nicht nachvollziehbar,

wenn man Familien, die ökonomisch schon dadurch benach-

teiligt sind, dass sie kein (voltes) zweites Einkommen bezie-

hen, zusätzliche Krankenversicherun gsbeiträge auferlegen

würde. Auf ein nicht-vorhandenes Einkommen können auch

keine Beiträge erhoben werden. Die,,beitragsfreie" Mitver-
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sicherung ist sachgerecht, aber kein Ausgleich für den von

Famitien erbrachten generativen Beitrag52 , dessen Ertrag ia

wesentlich in den ,,positiven externen Effekten" zugunsten

Kinderloser besteht. Das ergibt sich im Übrigen schon dar-

aus, dass die in der sozialen Pflegeversicherung ebenfalls

bestehende,,beitragsfreie" Mitversicherun g das Bundes-

verfassungsgericht zoor nicht daran gehindert hat, einen

Verfass un gsve rstoß zu Lasten von Fam i li en festzustellen'

Ein Kinderfreibetrag iqder Renten-, Kranken- und Pfle-

geversicherung ist nach Auffassung des Familienbundes der

Katholiken und des Deutschen Familienverbandes auch ein

wesentlicher Beitrag gegen Kinder- und Familienarmut' Da

die Bekämpfung der Kinderarmut ein Hauptanliegen beider

Verbände ist, liegt der zweite Schwerpunkt dieser Stellung-

nahme auf diesem Thema (siehe dazu ausführlich unter ll')'

Die Steltungnahme führt aus, dass es ganz wesentlich die

Sozialversicherungsbeiträge sind, die Familien arm machen

und in vielen Fä[[en sogar unter das Existenzminimum drü-

cken. Hier müssen Famitien entlastet werden'

Da das Argument in der potitischen Debatte häufig

auftaucht, ist es dem Familienbund der Katholiken und

dem Deutschen Familienverband wichtig, darauf hinzuwei-

sen, dass es bei dem Antiegen der Verbände nicht um eine

,,Bestrafung" Kinderloser geht, sondern um eine gerechte

Entlastungvon Familien mitiüngeren Kindern, die einen

kostenaufwendigen und geldwerten Beitrag für die umlagefi-

nanzierte Sozialversicherung erbringen. Die Differenzierung

soll allein aufgrund dieses unterschiedlichen generativen

Beitrags erfolgen, dessen Spiegelbild die unterschiedliche

fi nanzietle Leistun gsfähi gkeit von Familien und Ki nderlosen

ist. Deswegen ist Kindertosigkeit - mit dem Bundesverfas-

sungsgerichdi - als lebensphasenbezogener, sozia[ökono-

mischer (keineswegs,,biologistischer") Begriff zu verste-

hen: Kinderlos sind atte, die gegenwärtig keine Kosten für

Kinder tragen müssen - also auch Eltern mit erwachsenen

und finanziell setbständigen Kindern. Den Kinderfreibetrag

in der Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung sollen

daher nur die Eltern in Anspruch nehmen können, die noch

zum Unterhalt ihrer Kinder verpflichtet sind. Nach diesem

Verständnis ist also ieder Mensch die meiste Zeit seines

52 Vgl. au ch N i eha us, Fa m i li enlosten ausgle i ch i n der gesetzlichen

Lebens (im ökonomischen Sinne) kinderlos' Für Menschen

mit Kindern bedeutet der Vorschlag eines Kinderfreibetrages

in der Sozialversicherung eine Umverteilung im eigenen Le-

bensverlauf: Man zahlt in der aktiven Familienphase weniger

Sozialversicherungsbeiträge und dafür später - wenn man

wieder leistungsfähiger ist - mehr. lnsgesamt findet ein

Ausgteich zwischen Kinderlosen und Familien mit unter-

haltsberechtigten Kindern statt, der dringend erforderlich

und gerecht ist. Durch einen Kinderfreibetrag in der Sozial-

versicherung würden Familien nicht finanziell besser stehen

als Kinderlose. Es würde ledigtich vermieden, dass Familien

deutlich schlechter stehen' Eine ,,spaltung der Gesellschaft

in Familien und Kinderlose" würde ein Kinderfreibetrag in

der Sozialversicherung also nicht befördern. Ganz im Gegen'

teil würde er einer bereits bestehenden geseltschaftlichen

Spaltung entgegenwirken. Das Ungleichgewicht zwischen

Famitien und Kindertosen als Marktteilnehmer würde sich

verringern, weil Famitien dann ökonomisch etwas besser mit

Kinderlosen mithatten könnten. Gegenwärtig werden Eltern

mit mehreren Kindern auf allen Märkten - insbesondere

auch aufdem Wohnungsmarkt -von Paaren ohne Kinder

abgehängt. Die Arbeitstöhne berücksichtigen nicht, wie viele

Personen von ihnen zu ernähren sind. Aufder Ebene der

Sozialabgaben wird diese Schieftage nicht korrigiert' Eine

familiengerechte Gesellschaft sieht anders aus 54. Ohne

Kinder sind nicht nur unsere Sozialsysteme, sondern unsere

ganze Gesellschaft nicht zukunftsfähig.

Ulrlch Hoffmann

Prösident des Famili enb u ndes

der Katholiken

www.familienbund.org

Dr. Klaus Zeh

Prösident des Deutschen

Familienverbondes

www. d eutsch e r'fo m i li e nve rb a n d. d e

Prof. Dn iun Anne Lenze

Professorin für Soziale Sicherung

on der Hochschule Darmstadt

Krankenversich erung? (zot), S. 6 f,

53 Das BVerfG knüpft an die unterhaltspflicht on, vgl' Urteil des Ersten

Senots vom 3. April zoot - t BvR t6zg/94' Rn, 73

54 Die ,o, den wissenschaftlichen Autoren des 5. Fomilienberichts

der Bundesregierung ryg4 (,Familien und Fomilienpolitik im geeinten

Deutschland - Zukunft des Humanvermögens", BT-Drucks' tz/256o)

festg estellte .stru ktu retle Rücksi chtslosi gkeit" der bun d esrepu bli kan i'
schän Gesellschaft gegenüber Famitien (vgl. S. zt ff') besteht zu einem

wesentlich en Teil in der sozialversiche rungsrechtlichen Behandlun g der

Kinderziehung, Der 5. Familienberichtverweist auf den in der Kinder'

betreuung sowie der Kranken- und Behindertenpflege liegenden,,er-

heblichei eeitrog zur Generationen- und Geschlechtersolidaritöt in den

Familien", der ober nicht zu einer ,,leistungsgerechten, gesellschaft'

Iichen Anerkennung" führe, vgl. S. 28. Er fthrtweiter aus, dass die

Fomilien aufgrund der undifferenzierten Beitragserhebung die ehe- und

familienbezogenen Leistungen der Sozialversicherung mitfi nanzierten,

was den Familienlastenausgleich beeintröchtige, vgl' S' 295'
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